
Bun'dessqzialgericht

_ & RU 25/7 -5
Beschluß

in dem Rechtsstreit

(Italien),

Kläger, Revisionsbeklagter und
Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

Italien,

“g e g e n

Bau-Berufsgenossenschaft Wuppertal,
qupertal 4, Viktoriastraße 24,

Beklagte, Revisionsklägerin und
Revisionsbeklagte°

Der 8" Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 22° August 4974 durch die Richter

Dr„ K a i s e r , S c h r o e d e r —P r i n t z e n
und T h o m a s und die ehrenamtlichen Richter

S c h u c h m a n n und D ü n g e l“h @f f
beschlossen:

43 Das Verfahren wird bis zur Vorabentscheidung des

Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften (EuGH)

über die nachstehende Auslegungsfrage ausgesetzt°

2D Der EuGH wird angerufen, vorab zu entscheiden, wie

das Wort "unmittelbar" inArt° 56 Abs° 2 der‘Verordnung

Nr, 4 zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung

Nr° 5 des Rates der Europäischen Uirtschaftsgemeinschafl

über die Soziale Sicherheit äer wanderarbeitnehmcr

auszulegen ist;°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—_—c—.— ‚___—„___.

Der Kläger, der die italienische Staatsangehörigkeit be—

sitzt und wieder in seiner Heimat lebt, bezog wegen der

Folgen eines am 4, AFril 4962 in der Bundesrepublik

neuhgqnlggü eythtggem ireettsun■elle his run '5läü■ ües

Monats November 4955 Unfallrente von 20 V.H. der Vollrente.
Seinen Antrag auf Wiedergewährung der Rente lehnte die

Beklagte durch Bescheid vom 42. Januar 497’I mit der Be—

gründung ab, daß die Unfallfolgen sich nicht wesentlich

verschlimmert hätten. Eine Ausfertigung dieses Bescheids

übersendte die Beklagte dem Kläger mit Einschreibebrief

gegen Rückschein. Auf diesem ist vermerkt, daß die Ein—
schreibscndung am 26. Januar 4974 zur Post gegeben werden

ist; nach dem Poststcmpel ist der Brief am 29. Januar 4974

ausgehänäigt werden.

Mit einem an das Sozialgericht (SG) in Düsseldorf ge—
richteten Schreiben vom 5« Mai 4974, des am 49—Mai 4974
beim Istituto Nazionale per l' Assicurazione contre gli

Infortuni sul Lavoro (I.N.A.I.L.) in Agrigento eingetroffen

ist, von diesem an das SG Düsseldorf weitergeleitet und bei

diesem am 9. Juni 4974 eingegangen ist, hat der Kläger durch

seine Bevollmächtigten gegen den Bescheid "Einspruch" ein—

gelegt. Das SG hat durch Urteil vom 24. Dezember 4974 die
Klage abgewiesen, weil die Klagefrist von drei Monaten

nicht eingehalten sei- Die Zustellung des Bescheides habe,

obwohl es sich um eine Zustellung ins Ausland gehandelt habe,

mittels eingeschriebenen Breifs gegen Rückschein erfolgen

dürfen, weil nach Art. 56 Abs— 2 der VO?OfÖDUBE (VO) Nr. 4

zur Durchführung und Ergänzung der VO Nr. 5 des Rates

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Soziale

Sicherheit der handerarbeitnehmer (EWG—VONr. 4 ) die Ent—
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scheidung dem Kläger unmittelbar mitzuteilen gewesen

sei, so daß eine Zustellung nach 5 44 Abs° 4 des
Verwaltungszustellungsgesetzes (VWZG) nicht erforder—

lich gewesen sei°

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht
(LSG) für das Land Nordrhein—Westfalen durch Urteil
vom 10‚ Januar 4975 das erstinstanzliche Urteil aufge—

hoben und den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das SG zurückverwiesen° Zur Bo—

gründung hat es ausgeführt:

Die Klage sei entgegen der Auffassung des SG zulässig‚

weil die Klagefrist infolge nicht formgerechter Zu—

stellung nicht in Lauf gesetzt werden sei° Die Beklagte,

deren Zuständigkeit sich auf das Gebiet mehrerer Bundes-

länder erstrecke, sei eine bundésunmittelbare Körper—

schaft des öffentlichen Rechts° Sie müsse daher ihre

Bescheide nach den Vorschriften des VWZG zustellcn°

Nach dessen % 44 Abs° 4 werde im Ausland mittels Er—
suchen der zuständigen Behörde des fremden Staates

oder der in diesem Staat befindlichen konsularischen

oder diplomatischen Vertretung des Bundes zugestellt°

Dieses Zustellungsverfahren habe die Beklagte nicht
gewählt° Eine Heilung dieses Zustellungsmangels sei

im Hinblick auf 5 9 Abs° 2 VWZG ansgeschlossen° Zwar

bestimme Art° 56 Abs° 2 der EWG—VONr° 4, daß der

zuständige Träger seine Entscheidung dem Antragsteller

unmittelbar mitteile und eine Abschrift der Ver—

bindungsstelle des Staates übersende, in dem der Antrag—

steller wohne° Daraus könne jedoch, entgegen der Recht—
‘ sprechung des Bayerischen LSG (Breithaupt 4970, 65437

nicht geschlbssen werden, daß jede Art der Bekannt—

gabe eines Bescheides an den.Verletzten genüge, um die

(
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Klagefrist in Lauf zu setzen° Art" 56 Abs° 2 der EWG-VO
Nr; 4 regele nämlich lediglich, wem die Entscheidung
mitzuteilen sei: nur insoweit gehe er dem innerstaatlichen
Recht vor„ Dagegen bestimmes er nicht, in welcher Form
dies zu geschehen habe° Die Form der Mitteilung von Bescheiden
werde von dem jeweiligen innerstaatlichen Verfahrensrecht
geprägt° Sie sei davon abhängig, ob und welche Rechts—
behelfe gegeben seien und welche-Anforderungen an die

Rechtssicberheit gestellt würden° Daher sei die Rechts—
auffassung des Bayerischen LSG, daß Art° 56 Abs° 2 der

EWG—VONr„ 4 dem 5 14 VwZG wegen des Integrationsgedankens

der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft (EG)

und des Bedürfnisses nach einer raschen Abwicklung der
Feststellungsverfahren der Versicherungsträger vorgehe‚
nicht zutreffend° Dagegen spreche ferner‚ daß Bescheide
bundesunmittelbarer Versicherungsträger selbst an Deutsche
im Ausland und damit auch in den EG—Mitgliedstaaten nur
nach 5 44 VwZG zugestellt werden dürften, soweit nicht in
zwischensteatlichen Abkommen etWa3 anderes vereinbart
sei° Deutsche im Ausland und ausländische Staatsangehörige
in den EGe■itgliedstaaten würden sonach gleidh behandelt„
5 75 Abs° 2 der EWG—VONr° 574/72 vom 24° März 4972 sei
nicht anzuwenden, Weil diese Verordnung erst am 40 Oktober
1972 in Kraft getreten sei; im übrigen decke sich diese
Bestimmung im wesentlichen mit Art" 56 Ahs°”2 der EWG—VO
Nr„ 4„

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Kläger und die Beklagte haben dieses Rechtsmittel einge—
legt°

Die Beklagte hält das erstinstanzliche Urteil und die mit

ihm übereinstimmende Rechtsprechung des Bayerischen LSG
für zutreffend° Die umständliche Handhabung des 5 44 Abs° 1
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VWZG werde überdies den modernen Erfordernissen im

EG—Raum nicht mehr gerecht°

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung
des Klägers gegen das Urteil des SG zurück—

zuweisen,

hilfsweise,
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die
Sache zur erneuten.Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisen°

Der Kläger hat sein Rechtsmittel nicht begründet und

keine Prozeßenträge gestellt„

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 424
Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)„

II

Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt u.‚e° davon ab,

wie Art„ 56 Abs° 2 der EWG—V0Nr° 4‘auszulegen ist°

Nach dieser Vorschrift teilt der zuständige Versiche—

rungsträger seine Entscheidung dem Antragsteller unmitteli

bar mit‚‘wenn ein im Hoheitsgebiet eines EG-Mitglied—

staats wohnender Arbeitnehmer nach den Rechtsvor—

schriften eines anderen Mitgliedstaete eine Rente be-

anspruoht; eine Abschrift übersendet er der Ver—

bindungsstelle des Staates‚ in dem der Antragsteller

wohnt° Demgegenüber weicht Art° 75 Abs° 2 der VO

Nr„ 574/72 des Rates der Europäischen Gemeinschaften

vom 21° März 4972 über die Durchführung der VO Nr„ 4408/71

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 _

von 44° Juni 4971 zur Anwendung der Systeme der sozialen

Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien? die

innerhalb der Gemeinschaft zu— und abwandern, insofern ab,
als der zuständige Versicherungsträger seine Entscheidung

"unmittelbar oder über die Verbindungsstelle des ZUStändigen

Staates" mitteilto Die VO Nr° 574/72 ist jedoch, wie das
LSG zutreffend ausgeführt hat, erst am 4„ Oktober 1972 in

Kraft getreten und somit in der vorliegenden Stre1tsache

nicht anwendbar" Allerdings könnte die ergänzende Fassung

in Art„ 75 Abs„ 2 der VO Nr„ 574/72 "oder über die Ver—

bindungsstelle” — ebenso wie der auf die Verbindungsstelle

verweisende Nachsatz in Art° 56 Abs° 2 der ENG—VO Nr‚ 4 -

auf eine Auslegung hindeuten, daß eineunmittelhare Mit—
teilung der Entscheidung des Versicherungsträgers an den

Antragsteller lediglich das Gegenstück ZUr Mitteilung über

die Verbindungsstelle darstellt und es dem innerstaatlichcn

Recht des Mitgliedstaats überlassen bleibt, in welcher Form

die Bekanntgabe der Entscheidung an den Antragsteller zu
5

?erfolgen hat°

Da eine Bekanntgabe des Verwaltungsakts an im Ausland

wohnende Antragsteller durch Bedienstete des Versicherungs—

trägers (5° 5 5 VWZG) aus praktischen Erwägungen kaum

erfolgen wird, bedarf der Versicherungsträger indessen in

der Regel einer anderen Institution, die für ihn die

Mitteilung der Entscheidung an den Antragsteller besorgt;

eine "unmittelbare" Mitteilung der Entscheidung im streng
wörtlichen Sinn wird also in der Praxis kaum jemals er—

folgen° Auch ist der Beklagten zuzugeben‚ daß eine Zustellung

durch Vermittlung der zuständigen in— und ausländischen
Postanstalten "unmittelbarer" und in der Regel erheblich

schneller zum Ziel führen wird als wenn sie durch die in dem

Mitgliedstaat errichtete diplomatische Vertretung der x
5

Bundesrepublik Deutschland <ng 5 44 Abs„ 4 wze), die sich
meist der Hilfe von Behörden des Mitgliedstaats bedienen muß,
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erfolgt° Deshalb dürfte einer Zustellung durch die Post eher

der Charakter einer “unmittelbaren" Mitteilung zukommeno
Selbst wenn die Entscheidung nach der VO Nr° 574/72 über die

beiderseitigen Verbindungsstellen dem Antragsteller mitge—

teilt wird, wird er von dieser meist schneller Kenntnis er—

langen als wenn die Entscheidung nach % 44 Abs° 4 VWZG
zugestellt wirdo Ein Nachweis dafür, daß der Antragsteller den

Bescheid tatsächlich erhalten hat, ist auch bei einer Zu—'

stellung durch die Post mittels eingeschriebenen Briefe (@ 4

VWZG) in der Weise möglich, daß dem Absender auf Verlangen die

Auslieferung mit einem Rückschein bestätigt wird (vgl° Nr„ 6

Abs„ 2 der Allgemc Verwaltungsvorschriften zum VwZG sowie

5 54 der Postordnung); auf dem Rückschein ist ferner Raum für

einen Vermerk des Absenders, wenn er den Brief zur Post ge—

geben hat°

\Da der Senat in dem torliegenden Rechtsstreit als letzte

Instanz entscheidet, ist ihm die Auslegung des Art„ 56 Abs° 2
der EWG-VO Nr„ 4 als einer Bestimmung des Gemeinschaftsrechts

»verwehrt (EuGH 45, 425, 455; 46, 4497; 4266);
er ist vielmehr

zur Anrufung des EuGH verpflichtet (Art° 477 des Vertrags

zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft)°
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